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Ausgleichſteuer 
Briefkurſe für telegraphiſche Auszahlungen 
Staat Einheit Reichsmark Staat Einheit Reichsmark 
eee AA — — 
Agypten sheets 1 ägypt. Pfund 12,60 UTE UI Saas 1 Goldpeſo ae) 
Argentinien 1 Papierpeſo 0,683 Vereinigte Staaten 1 Dollar 2,474 
y (= 0,44 Goldpeſo) von Amerika 
Belgien 100 Belga 41,98 pe 
y (= 500 belg. Franken) Amrechnungskurſe für: 
Brafilien .......- 1 Milreis 0,143 | Auſtralien Kurs für telegraphiſche 
Bulgarien 100 Lewa 3,053 Auszahlung Großbritan⸗ 
Eanada ......... 1 fanad. Dollar 2,474 nien abzüglich 20% vom 
r 100 Kronen 54,8 9 Hundert 
N Sem eee 100 Gulden 46,90 Britiſch⸗Hongkong 100 Dollar 81, 
Eftland .....oooo. 100 eftn. Kronen 68,07 Britiſch⸗Indien 100 Rupien 
(ilu ohne) gs 100 Fmk. 5,42 (='7,55 Pfund Sterling) 
Frankreich 100 Francs 16,425 Britiſch Straits 100 Dollar e 
Griechenland 100 Drachmen 2,357 Settlements 
Großbritannien 1 Pfund Sterling 12,30 Chen: 100 Peſos 13,— 
IF 100 Rials 15,27 China-Ehanghai... 100 Dollar ey 
Alan ae 100 Kronen 55,15 Mao rer ee 100 Peſos 68,50 
O en 100 Lire 19,74 Neufeeland ......- Kurs für telegraphiſche 
o eee 1 Yen 0,716 Auszahlung Groibritan. 
Jugoſlawien 100 Dinar 5,666 nien abzüglich 20% vom 
ato o 100 Lats 81,08 Hundert 
ien 100 Litas 41,91 Niederländiſch⸗ Kurs für telegraphiſche 
burg 500 Franken 52,475 Indien Auszahlung Niederlande 
Niederlande 100 Gulden 169,24 zuzüglich vom Hundert 
Norwegen 100 Kronen 61,78 Paläſtina (Paläſtina-⸗Pfunde): 
Oſterreich hh 100 Schilling 49,05 Kurs für telegraphiſche 
O 100 Sloty 46,90 Auszahlung Grojbritan- 
aL... es 100 Escudos 11,155 nien zuzüglich / vom 
Numänien 100 Lei 2,492 Hundert 
Schweden 100 Kronen 63,37 N 100 Soles 61,60 
Schwe, 100 Franken 81,28 Union der Sozialiſt. 100 neue Rubel 216, 
A sosa ao 100 Peſeten 34,01 Somjetzepublifen (= 10 Tiherwoneh) 
Tfchechoflomafei ... 100 Kronen 10,295 | Eüdafrikaniſche (1 Südafrik. Pfund): | 12,225 
Türen; e. 1 türk. Pfund 1,979 Union und Süb 
Ange 100 Pengö 73,42 weſt⸗Afrika 


1) Im Reichszollbl. Nr. 25 vom 12. März 1936 muß es ſtatt 1,185 heißen 1,176 
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ll. Zölle und ſonſtiger Verkehr mit dem Auslande 


Erleichterung des Verkehrs außerdeutſcher Kraftfahrzeuge 
während der Olympiade 


Berlin, den 25. Februar 1936. 
K 1. 1895 | 


Ausländer, die mit Kraftfahrzeugen nach Deutſchland 
einreiſen, müſſen nach §§ 1 und 4 der Verordnung über 
internationalen Kraftfahrzeugverkehr vom 12. November 
1934 (Reichsgeſetzbl. I S. 1137)) für Fahrzeug und 
Führer entweder den Internationalen Zulaſſungs⸗ und 
Führerſchein oder den heimiſchen Zulaſſungsſchein und 
die heimiſche Erlaubnis zum Führen von Kraftfahrzeugen 
(Fahrausweis) vorlegen, die heimiſchen Ausweiſe müſſen, 
wenn fremdſprachig, mit deutſcher Aberſetzung verſehen 
ſein. Die Kraftfahrzeuge erhalten, wenn ſie mit ihrem 
heimiſchen Zulaſſungsſchein nach Deutſchland kommen, 
nach § 2 Abſ. 2 und § 6 a. a. O. von den deutſchen Soll- 
ſtellen ein deutſches — länglichrundes — Kennzeichen; 
die heimiſchen Kennzeichen ſind zu entfernen oder zu 
überdecken. 

Auf Grund des § 13 der Verordnung über internatio⸗ 
nalen Kraftfahrzeugverkehr vom 12. November 1934 wer⸗ 
den für die Einteife von Angehörigen fremder Staaten 
mit Kraftfahrzeugen zur Olympiade im Einvernehmen 
mit dem Herrn Reichsminiſter der Finanzen folgende Er⸗ 
leichterungen gewährt, die für Einreiſen in der Zeit 
vom 25. Juli bis 16. Auguſt 1936 gelten: 

1. Auf eine deutſche Überſetzung der heimiſchen Aus⸗ 
weiſe für Kraftfahrzeug und Kraftfahrzeugführer 
(Zulaſſungsſchein bzw. Fahrausweis) wird verzichtet. 
Die Einreiſe mit außerdeutſchen Kraftfahrzeugen iſt 
alſo während dieſer Zeit ohne weiteres mit den 
nicht überſetzten heimiſchen Ausweiſen für Fahr⸗ 
zeug und Führer geſtattet. | 


1) Kraft Merkbl. S. 83, NIBL.1935 S. 24 


2. Von der Ausgabe des länglichrunden Keun- 
zeichens durch die deutſchen Zollſtellen wird für 
Kraftfahrzeuge, die auf Grund ihrer heimiſchen Aus⸗ 
weiſe nach Deutſchland kommen, abgeſehen. Die 
Fahrzeuge müſſen aber an der Rückſeite außer ihrem 
heimiſchen Kennzeichen entweder das nach dem 
Internationalen Abkommen über Kraftfahrzeugver⸗ 
kehr für ihr Heimatland vorgeſehene Nationalitäts⸗ 
zeichen (vgl. Anlage zum 8 2 Abſ. 1 der Verordnung 
über internationalen Kraftfahrzeugverkehr vom 
12. November 1934) oder eine Tafel, auf der das 
Heimatland eindeutig angegeben iſt, führen. 

Die Ausreiſe (Grenzübertritt) muß ſpä⸗ 

teſtens am 16. September 1936 erfolgen. 


Der Neichs⸗ und Preußiſche Verkehrsminiſter 


Zuſatzverfügung für die Landesfinanzämter mit Grenze 


Um die Zollabfertigung in den Fällen zu erleichtern, 
in denen eine deutſche Überſetzung der heimiſchen Aus⸗ 
weiſe für Kraftfahrzeug und Kraftfahrzeugführer fehlt, 
ſollen den Grenzzollſtellen Abdrucke nebſt deutſcher Über⸗ 
ſetzung der Zulaſſungs⸗ und Führerſcheine aller derjenigen 
europäiſchen Staaten geliefert werden, aus denen bei der 
betreffenden Grenzzollſtelle auf dem Land- oder Seeweg 
unmittelbar, d. h. ohne vorherige Durchfahrt durch einen 
anderen Staat, ein Eingang von Kraftfahrzeugen zu er⸗ 
warten iſt. Der Bedarf an ſolchen Abdrucken — getrennt 
nach den in Betracht kommenden Staaten — iſt mit Ver⸗ 
teilungsplan zu melden: 


von den Sollämtern ...... zum 25. März 1936, 
» » Sauptzollänteın .. „ 30. » a, 
» » Randesfinangdmtern » 5. April „ 


REM. vom 13. März 1936 — 2 1253 — 66 II 


III. Verbrauchsabgaben 


19. Schlachtſteuer 
$5 Schlacht St DV. 
Eine ſteuerbegünſtigte Hausſchlachtung ſetzt voraus, daß 
der Tierhalter perſönlich oder durch ſeine Haus⸗ 
haltungsangehörigen bei der Aufzucht oder Hal⸗ 
tung des Tieres tätig geworden iſt. 


Urteil des Reichsfinanzhofs, IV. Senat, 
vom 19. Februar 1936 IV A 173/355 


1 


Aus den Gründen: 


Der Beſchwerdeführer iſt Eigentümer einer Standes⸗ 
herrſchaft. Er wohnt mit ſeinem aus vier Perſonen be- 
ſtehenden Haushalt in Berlin. Während des Sommers 
hält er ſich zeitweiſe auch auf ſeinem Gut auf. Er läßt 
die Standesherrſchaft von einem ſogenannten Admini⸗ 
ſtrator verwalten, der mit ſeinem Haushalt auf dem Gut 
wohnt. Nach dem mit dem Beſchwerdeführer abgeſchloſſe⸗ 
nen Anſtellungsvertrag hat der Verwalter die Verpflegung 
der ihm zugewieſenen Angeſtellten der Herrſchaften und 
Gäſte des Gutshaushalts ſowie der ihm zur Beköſtigung 
gelegentlich zugewieſenen Handwerker u. dgl. zu über⸗ 
nehmen. Er hat für ſich, ſeine Familie und zwei Dienſt⸗ 
boten freie Verpflegung aus den Exträgniſſen der Herr⸗ 
ſchaft. Soweit er für ſich und ſeinen Haushalt ſowie zur 
Beköſtigung der ihm zur Verpflegung zugewieſenen Per⸗ 
ſonen Gegenſtände braucht, welche die Herrſchaft nicht 
bringt, ſoll dafür ein Pauſchalbetrag feſtgelegt werden. 


In der Zeit vom November 1934 bis einſchließlich 
Januar 1935 ſind auf dem Gut fünf Schweine und 
ein Kalb geſchlachtet worden, die unſtreitig auf dem Gut 
gezogen oder mindeſtens in den letzten ſechs Wochen vor 
der Schlachtung auf dem Gut gehalten worden ſind. Das 
Fleiſch der geſchlachteten Tiere ift teils im Haushalt des 
Beſchwerdeführers in Berlin, teils in dem des Verwalters 
auf dem Gut verbraucht worden. Der Beſchwerdeführer 
verlangt, daß die geſchlachteten Tiere nach dem ermäßig⸗ 
ten Satz für Hausſchlachtungen zur Reichsſchlachtſteuer 
herangezogen werden. Die Vorbehörden haben dieſem 
Verlangen nicht ſtattgegeben. Die Anfechtungsentſcheidung 
hat im weſentlichen ausgeführt, daß der Beſchwerdeführer 
ſelbſt nicht als Tierhalter angeſehen werden könne, der 
im Sinn von § 5 Schlacht St DV. die geſchlachteten 
Tiere ſelbſt gezogen oder gehalten habe. Soweit das 
Fleiſch der geſchlachteten Tiere im Haushalt des Ver⸗ 
walters verbraucht worden ſei, könne die Steuerermäßi⸗ 
gung nicht gewährt werden, weil der Verwalter nicht als 
Tierhalter angeſehen werden könne. In der Rechts- 
beſchwerde bekämpft der Beſchwerdeführer die Rechts- 
auffaſſung der Vorentſcheidung in derſelben Weiſe wie in 
den Vorinſtanzen. Der Reichsminiſter der Finanzen hat 
gemäß § 301 Ziff. 3 AO. feine Zuziehung beantragt. 

Die Rechtsbeſchwerde iſt unbegründet. ....... 

Die Faſſung der Schlachtſteuer⸗Durchführungsbeſtim⸗ 
mungen zum Neichsſchlachtſteuergeſetz, wonach es ſich um 
ſelbſtgezogene bzw. im eigenen Stall gehaltene Tiere han⸗ 


— Y 


deln muß, ſpricht dafür, daß ber Reichsgeſetzgeber die 
Steuervergünſtigung nur unter dieſen Vorausſetzungen 
hat gewähren wollen. Klar zum Ausdruck kommt dieſer 
Wille des Geſetzgebers in dem zur Erläuterung des 
Schlacht St. und der Schlacht St DV. herausgegebenen 
Erlaß des Reichsminifters der Finanzen vom 10. April 
1934 V9000 — 31 II. Hier heißt es Seite 7 zu $5 
Schlacht St DV. unter 2, daß das Schlachttier als im 
eigenen Stall gehalten gilt, wenn der Tierhalter über den 
Stall das Verfügungsrecht hat (Eigentum, Miete, Pacht) 
und das Tier ſelbſt füttert und pflegt oder 
durch Angehörige ſeines Haushalts füttern 
und pflegen läßt. 

Dieſer vom Reichsminiſter der Finanzen gegebenen 
Auslegung der von ihm ſelbſt erlaſſenen Durchführungs⸗ 
beſtimmungen ſchließt der Senat ſich an, und es iſt dem⸗ 
entſprechend für die Steuervergünſtigung zu verlangen, 
daß der Tierhalter unmittelbar ſelbſt oder durch ſeine 
Haushaltungsangehörigen bei der Aufzucht oder Haltung 
des Tieres tätig geworden ſein muß. Dieſen Voraus⸗ 
ſetzungen hat aber der Beſchwerdeführer, der in Berlin 
wohnt und ſeinen Haushalt dort hat, nicht entſprochen. 
Daß der Beſchwerdeführer durch ſeinen Verwalter und 
ſeine ſonſtigen Angeſtellten auf dem Gut die Tiere hat 
aufziehen und pflegen laſſen, genügt nicht, da dieſe Per⸗ 
ſonen nicht zum Haushalt des Beſchwerdeführers gehören. 
Nach § 5 Abſ. 2 Schlachtst DV. umfaßt nämlich der 
eigene Haushalt des Tierhalters deſſen haushal⸗ 
tungs angehörige Familienmitglieder und das von 
ihm verpflegte Perſonal einſchließlich derjenigen Wander⸗ 
arbeiter und zuſätzlichen Tagelöhner, die aus dem Haus- 


balt verpflegt werden. Eine Haushaltsgemeinſchaft 
in dieſem Sinn bilden der Haushalt des Be- 
ſchwerdeführers in Berlin und die auf dem Gut 
verpflegten Perſonen nicht. Der Verwalter des 
Beſchwerdeführers bildet vielmehr mit ſeiner Familie und 
den von ihm für Rechnung des Gutsherrn verpflegten 
Gutsangeſtellten einen beſonderen Haushalt. Soweit 
die geſchlachteten Tiere in deſſen Haushalt verbraucht 
werden, liegt eine fteuerbegünftigte Hausſchlachtung [don 
um deswillen nicht vor, weil § 5 Abſ. 1 Satz 1 
Schlacht St DV. verlangt, daß die Schlachtung zum aus 
ſchließlichen Verbrauch im eigenen Haushalt 
des Tierhalters beſtimmt ſein muß. 


Schließlich haben die Steuerbehörden auch die Voraus. 
ſetzungen des § 5 Abſ. 4 Schlacht St OV. mit Recht ver⸗ 
neint. Nach dieſer Vorſchrift erhalten landwirtſchaft⸗ 
liche Arbeitnehmer die Steuerermäßigung für Schweine, 
die ſie von ihrem Arbeitgeber als Lohnanteil erhalten 
haben (ſogenannte Deputatſchweine), auch dann, wenn ſie 
nicht ſelbſt, ſondern ihre Arbeitgeber die Schweine ge 
zogen oder ſeit mindeſtens ſechs Wochen in ihrem Stall 
gehalten haben. Begrifflich ſetzt die Bewilligung der 
Steuerermäßigung für den Arbeitnehmer hiernach voraus, 
daß er ſelbſt der Steuerſchuldner iſt. Steuerſchuld⸗ 
ner ift aber nach § 2 Schlacht StG. wer für eigene Rech⸗ 
nung ſchlachtet oder ſchlachten läßt. Geſchlachtet ſind aber 
hier die Schweine nicht für Rechnung des Verwalters, 
fondern des Beſchwerdeführers, der für ſämtliche geſchlach⸗ 
tete Tiere, unbeſchadet des Umſtands, ob ſie in ſeinem 
oder des Verwalters Haushalt verbraucht worden ſind, 
der Steuerſchuldner iſt. 


Sonſtige Nachrichten 


Verſendung von Teilabzügen des Reichszollblatts 
— Ohne weitere Mitteilung — 

Die Teilabzüge des Reichszollblatts 
Nr. 22 für 1936 (Gruppe I) 


ſind geliefert worden. 
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